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Martin Heintel (Wien)
Regionalpolitik in Österreich
Retrospektive und Perspektive
Dieser Beitrag beschäftigt sich mit früheren und gegenwärtigen Strategien der österreichischen Regional-
politik. Der Beitritt Österreichs zur Europäischen Union und die Erweiterung dieser hat nicht nur zu
vielfältigen Veränderungen regionalpolitischer Strategien beigetragen, sondern bedarf auch weiterhin
einiger Anpassungen v.a. im Kontext grenzüberschreitender Entwicklungsmaßnahmen.
Regionen in einem globalisierten Wettbewerb haben traditionelle Gebietseinheiten und die Möglichkei-
ten der hoheitlichen territorialen Verwaltungsstrukturen längst gesprengt. Regionalentwicklung als eine
Summe von europäischer, nationaler und regionaler (lokaler) Politik bedarf eines Zusammenspiels und
einer Koordination der dargestellten unterschiedlichen Politikbereiche – sowohl auf regionaler als auch
administrativer Ebene – um Effizienz und Qualität zu sichern. Netzwerken und Kooperationsverbünden
kommt dabei eine besondere Rolle zu. Aus diesem Grund kam es v.a. in den letzten 15 Jahren zu einer
verstärkten Institutionalisierung auf regionaler Ebene.
In die Zukunft geblickt kommt dem Bereich der Internationalisierung räumlicher Politik noch verstärkter
als bisher große Bedeutung zu. Wettbewerbe, Partnerschaften, transnationale Programme, europäische
Planungsgrundlagen und die stete Zunahme von Verflechtungskontexten auf räumlicher Ebene sind dafür
ausschlaggebend.
Keywords: Regionalpolitik, Regionalentwicklung, Raumplanung, Regionalplanung, Österreich
regional policy, regional politics, regional development, spatial planning, regional
planning, Austria
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Regionalpolitik in Österreich hat sich  so-
wohl von den politischen Rahmenbedingungen,
in der Institutionalisierung als auch in der Um-
setzung  im Laufe der letzten 30 Jahre stark
verändert. Infrastrukturmaßnahmen, Wachs-
tumspolförderungen, einzelne Ansätze regiona-
ler und lokaler (eigenständiger) Regional-
entwicklung und hochprofessionelle Entwick-
lungs- und Beratungsagenturen auf institutio-
neller Ebene sind typisch für unterschiedliche
Epochen regionalpolitischer Interventionen.
Auch scheint, dass eine Verbindung von Raum-
planung und Regionalpolitik sukzessive gelun-
gen ist, und die beiden Disziplinen nicht mehr
nebeneinander stehen. Regionalpolitik ist so-
wohl auf ländliche Regionen fokussiert als auch
auf Stadtregionen und polyzentrische Ent-
wicklungskonzepte, die eben eine Renaissance
erleben. Verflechtungsregionen und grenzüber-
schreitende Raumentwicklung stellen die
Regionalpolitik vor immer neue Herausforde-
rungen.
Retrospektive und Rahmenbedingungen
Nach dem Zweiten Weltkrieg war Österreich
bis Mitte der 1960er-Jahre massiv mit dem Wie-
deraufbau und der Belebung wirtschaftlicher
Kreisläufe befasst. Bevorzugt wurden dabei eher
zentralörtliche Einrichtungen und das Stadtum-
land als der ländlich-periphere Raum. Der Wie-
deraufbau-Gedanke trat jedoch zunehmend in
den Hintergrund, was einer konsensorientierten
Politik die Basis entzog. Bis etwa Mitte der
1970er-Jahre folgte eine gezielte industrielle
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Förderung primär strukturschwacher Regionen.
Der Rückgang des primären Wirtschaftssektors
zugunsten der Dienstleistungsbereiche verstärk-
te das Abhängigkeitsverhältnis zwischen loka-
len Zentren und deren Peripherie.
Unterschiedliche theoretische Zugänge1
haben die Regionalpolitik der vergangenen Jahr-
zehnte beeinflusst.
Auch wenn Regionalpolitik nur in den seltensten
Fällen explizit theoriegeleitet ist, gibt es doch einen
Fundus von (paradigmatischen) Annahmen, der das
Handeln der AkteurInnen einer bestimmten Zeit
(mit-)prägt (Holzinger et al. 1998, 7).
Die angebotsorientierte neoklassische The-
orie, die regionale Disparitäten als vorüberge-
hendes Phänomen betrachtet und mittels Faktor-
wanderungen ein Gleichgewicht verspricht, war
gemeinsam mit polarisationstheoretischen An-
sätzen wie der Wachstumspolstrategie, bei der
staatliche Steuerung von hoher Bedeutung ist,
gleichzeitig charakteristisch für die Regional-
politik der Nachkriegszeit in Österreich.
Aber auch postkeynesianische Theoriean-
sätze, die auf Investitionen als grundlegende
Voraussetzung für regionales Wirtschafts-
wachstum bauen, bildeten Grundlagen der
österreichischen Regionalpolitik. Auch hier
übernimmt der Staat eine wesentliche
Steuerungsfunktion, indem beispielsweise
unternehmensnahe Infrastruktur weiter gestärkt
wird, Standortnachteile damit abgebaut werden
oder mittels Investitionsanreizen Ansiedlungen
gefördert werden.
Trotz der unterschiedlichen theoretischen
Zugangsweisen war allen Theorien ein erklär-
tes Ziel gemeinsam, nämlich die Anschluss-
fähigkeit von Peripherien an Zentren zu sichern
sowie Entwicklungsrückstände abzubauen.
Aufgrund der ersichtlichen Schwächen der
angebots- und infrastrukturorientierten Nach-
kriegspolitik gab es bereits in den 1970er-Jah-
ren in Österreich erste Anzeichen einer Umkehr
der regionalpolitischen Strategien, die nicht
mehr nach den regionalen Defiziten, sondern
nach den regionalen Stärken Ausschau hielt
(Holzinger et al. 1998). Eigenständige (v.a. in
ländlich-peripheren Regionen) und innovations-
orientierte Regionalentwicklung (v.a. in alten
Industrieregionen) bildeten die Ausgangspunkte
für neuere Konzepte regionaler Anpassung und
Wettbewerbsfähigkeit. Auch der 1975 gegrün-
dete Europäische Fonds wertete die Regional-
politik in Europa auf.
Scheer (1999) unterscheidet drei Phasen re-
gionaler Entwicklung in Österreich, beginnend
bei regionalen Entwicklungspionieren über
endogene, integrierte Regionalentwicklung als
einem schon breit akzeptierten Ansatz bis hin
zu einer sehr starken Ausdifferenzierung der
Leistungen, Instrumente und Zielsetzungen in
der Regionalentwicklung (status quo). Der klar
wirtschaftsdominierte Trend von Regional-
entwicklung in den 1990er-Jahren mündet ein-
deutig in komplexere Strukturen und eine um-
fassende Institutionalisierung. Einzelbetrieb-
liche Förderung ist in den Hintergrund gerückt,
Unternehmenskooperationen und Business-
Parks stehen deutlich im Vordergrund der
regionalpolitischen Interessen.
Die 1990er-Jahre waren in Österreich ge-
prägt von der Integration in die Europäische
Union und einer dadurch bedingten einheitli-
chen europäischen Regionalpolitik sowie den
Vorbereitungen zur EU-Erweiterung (Bundes-
kanzleramt 1998). Regionalpolitik ist heute in
Europa nicht nur populär, sondern auch poli-
tisch abgesichert, durch die Strukturfonds gut
dotiert und institutionalisiert (Europäische Kom-
mission 2003). Dennoch sind Disparitäten zwi-
schen Stadt und Land, zwischen europäischen
Zentralräumen und Peripherien nach wie vor
gegeben. Es stellt sich die Frage nach den zu-
künftigen Schwerpunktsetzungen der Regional-
politik, denn der anfängliche Utopismus  im
Sinne des Glaubens an die Machbarkeit des
Ausgleichs regionaler Disparitäten  ist längst
einem Pragmatismus gewichen.
Die gegenwärtigen Förderprioritäten der
Europäischen Regionalpolitik orientieren sich
stark an sogenannten strategischen Partner-
schaften. Gefordert sind überregionale Zusam-
menarbeit und interdisziplinäre Kooperationen,
denn lokale Projekte sollen von den Erfahrun-
gen anderer profitieren. Neben ausländischen
Partnerregionen sollte aber auch das unmittel-
bare Umfeld einbezogen werden: Notwendig
sind Gemeindekooperationen, grenzüberschrei-
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tende Zusammenarbeit mit benachbarten Bun-
desländern oder mit den neuen Mitgliedsstaa-
ten der EU. Die Umsetzung europäischer Pro-
gramme ist zugleich Gradmesser für die Quali-
tät regionaler Entwicklungsarbeit.
War Regionalpolitik in ihren Anfängen auf
europäischem Boden vielfach als punktuelles
Krisenmanagement gedacht, hat sich daraus
vielerorts eine Organisationsform gebildet, die
durch Institutionalisierung, Beratungsleistungen
und Managementaufgaben von regionaler, meist
auch überregionaler, Bedeutung geworden ist.
Sektorales Management ist einem sektorenüber-
greifenden Management gewichen  Regional-
politik ist heute eine Querschnittsmaterie.
Auffallend dabei ist auch eine sich verän-
dernde Kommunikationsform. Waren die
1970er- und 1980er-Jahre sehr von unterschied-
lichen Interessen und Konfrontationen (partei-
politisch traditionell motivierte Perspektiven
und Schwerpunkte, Protestkultur der Endsech-
ziger) in der Regionalpolitik geprägt, kann mit
Beginn der 1990er-Jahre der Trend zur Ko-
operation (Knieling 1994) und Entideologi-
sierung (Heintel 1998) festgestellt werden.
Ging es in den Anfängen der europäischen
Regionalpolitik primär darum, Disparitäten auf-
zuzeigen und bis dahin gehende Entwicklungs-
leitlinien (z.B. Zentrale-Orte-Konzept) in Fra-
ge zu stellen, so geht es heute tendenziell dar-
um, konsensuale Lösungsansätze zu erarbeiten
und handlungs- und projektorientiert vorzuge-
hen.
Rückblickend stellt sich die zentrale Frage,
wie Regionalpolitik unter den historischen Ge-
gebenheiten und unter Rücksichtnahme auf ge-
wandelte politische und gesellschaftliche
Rahmenbedingungen auch zukünftig den An-
spruch auf Interventionen auf regionaler Ebene
aufrechterhalten kann.
Umorientierung
Das Verständnis von Regionen hat sich im
laufenden Diskurs der Regionalpolitik zuneh-
mend ausdifferenziert (Blotevogel 1999a;
Blotevogel 2000; Danielzyk 1998; Danielzyk
2000; Strubelt 2000; Weichhart 2000).
Regionen gelten heute nicht mehr aus-
schließlich als politisch-administrative Aktivi-
tätsregionen im Sinne einer normativen, hier-
archisch strukturierten inneren Organisation.
Programmregionen und Planungsregionen ha-
ben zwar v.a. in der Landesplanung nach wie
vor hohe Bedeutung, die Planbarkeit hat je-
doch auch ihre Begrenztheit  v.a. dort, wo
Grenzen überschritten und interregionale Bezie-
hungen und Verflechtungskontexte sichtbar
werden. Wirksam werden hingegen immer öfter
spezifische Zusammenhänge raumrelevanter
Interaktionen, die durch Kooperationsbe-
ziehungen, Netzwerke, soziale und institutionel-
le Bindungen usw. begründet werden. Hier hat
die Praxisseite der Regionalentwicklung eine
entscheidend verändernde Rolle gespielt. Im
Kontext von funktionalen Verflechtungen wird
daher von Verflechtungsregionen oder je nach
Ausprägung von Nodalregionen (Verflechtungs-
region, die in ihren Interaktionen auf ein Zen-
trum fokussiert ist) gesprochen. Des Weiteren
gibt es lebensweltliche Regionen auf Basis sub-
jektiver Wahrnehmungen, Identitätsfaktoren
und kognitiven Konstrukten, sowie Struktur-
regionen, zu deren Deskription bestimmte At-
tribute und Homogenitäten herangezogen wer-
den (Akademie für Raumforschung und Lan-
desplanung 1995, 805f).
Regionen bilden sich vielfach aus problem-
bezogenen Allianzen mit netzwerkartiger Or-
ganisation. Regionen können sich somit auch
überlagern, je nach Investition, Beziehungs-
netzwerk oder auch kultureller Ausprägung und
jeweilig regionaler Identität. Wichtig sind v.a.
auch die Außenbezüge zu benachbarten Regio-
nen (Netzwerken) und lose Kooperations-
beziehungen, die je nach Bedarf aktiviert oder
deaktiviert werden können. Blotevogel (1999b)
spricht hier von einem überlappenden Patch-
work von Räumen und Weichhart (1996) von
pulsierenden, oszilierenden Mustern von
Interaktionsstrukturen, ohne starrer Grenzen.
Das Problem von sich ständig neu-
konstituierenden Verflechtungsregionen liegt
jedoch vielfach darin, von Seiten der Landes-
planung und -politik auch als solche wahrge-
nommen zu werden, Kompetenzen und
Verantwortungen von administrativer Stelle
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übertragen zu bekommen. Auf der anderen Sei-
te müssen sich Regionen mit fehlendem Selbst-
verständnis einer patchworkartigen Verflech-
tungsstruktur vom Druck befreien, als solche
von außen so gesehen zu werden. Zugeschrie-
bene Identität, von außen aufgesetzt und ver-
ordnet (z.B. Konzeptregionen), schafft noch lan-
ge keine innere Identität als Voraussetzung
regionaler Entwicklung und Standortbestim-
mung im Sinne der Handlungsaktivität und re-
gionalen Konstituierung. Gilt es beispielsweise,
kleinregionale Entwicklungskonzepte umzuset-
zen, so werden Beratungsagenturen immer
wieder damit konfrontiert, mehr oder weniger
unwillige PartnerInnen und Gemeinden an
einem Tisch zu haben, die nicht zwanghaft
miteinander kooperieren wollen. Je stärker je-
doch der Trend zu regionalen Beziehungsnetzen
beobachtbar ist, desto dringlicher auch die Not-
wendigkeit der jeweiligen Regionen, sich als
neue Handlungsräume zu konstituieren.
Verflechtungsregionen bedürfen jedenfalls
eines Umdenkens und einer Neuorientierung der
handelnden AkteurInnen, institutionell veran-
kerten Einrichtungen und der gesetzlichen
Rahmenbedingungen  wie auch Scheer (1999,
31) bestätigt:
Durch die Entwicklung der letzten 10 Jahre haben
rein geographisch definierte Regionen im Vergleich
mit sich vielfältig überschneidenden thematischen
Regionen an Bedeutung verloren. Thematische Re-
gionen werden in Zukunft noch wichtiger werden.
Dieser Entwicklung muss jede regionale Organisa-
tion und Tätigkeit Rechnung tragen. Das erfordert
ein hohes Maß an Flexibilität im Denken und Han-
deln der Menschen, aber auch in der Organisation
und der Arbeitsweise von Dienstleistungsein-
richtungen.
Grenzen sind letztendlich für Inhalte und
Projekte hinderlich, auch Zielgebietskulissen
der europäischen Regionalpolitik bedürfen hier
einer gewissen Anpassung. Das Zustande-
kommen von Regionen korreliert demnach mit
spezifischen lokalen und regionalen Vorausset-
zungen. Bestehende lokale und überregionale
AkteurInnengruppen und Netzwerke (Human-
ressourcen, Know-how, lokales/regionales
Wissen, Kooperationen) sind ebenso mitver-
antwortlich für die Profilierung (Bildung) einer
Region wie die bestehende Dichte der Infra-
struktur (regionale Wirtschaft, Unternehmen,
Cluster) (Schwarz 2003). Vor allem (überre-
gionale) Beziehungen sind es, die zukünftig
verstärkt an Bedeutung gewinnen und den regi-
onalen Verbund durch die wettbewerbs-
bestimmende Interaktionsdichte dominieren
werden.
Gerade Wettbewerbe von europäischer oder
jeweilig nationaler Seite fördern diesen Zug-
zwang zu kollektiven Handlungsformen (Fürst
2001). Innovative Aktionen, Gemeinschafts-
initiativen (Zwang zur Selbstorganisation, Her-
ausbildung von und regionale Konkurrenz zwi-
schen LEADER-Aktionsgruppen)2 , Regions-
wettbewerb Kulturlandschaft3 , InnoRegio4 ,
Zukunft der Regionen5 , Lernende Regionen 
Förderung von Netzwerken6  sind Beispiele
dafür. Zunehmend werden Fördermittel auch
explizit an Wettbewerbskriterien gebunden.
Kooperationsaufbau und Vernetzung ist aus-
drückliches politisches Ziel und Leitlinie der
europäischen Regionalpolitik.
Regionalpolitik bedient sich zur Erreichung
festgesetzter Ziele unterschiedlicher Maßnah-
men und Instrumente. Je nach Ausgangs-
situation, räumlichem Bezug, betroffenen
AkteurInnen und Problemstellung gilt es einen
entsprechenden Mix an Maßnahmen bereitzu-
halten. Unterschiedliche Instrumente stehen hier
zur Verfügung (Amt der Niederösterreichischen
Landesregierung 2002, 73). Rechtsverbindliche
Instrumente (z.B. Gesetze, Verordnungen, div.
Pläne, Programme), informelle Instrumente
(z.B. unverbindliche Programme, Konzepte,
Beratung, Bildung, Information, Kommunika-
tion), Kooperations-, Konfliktregelungs- und
Konsensinstrumente (z.B. Partizipations-
verfahren, Mediation, Moderation), Develop-
ment-Instrumente (z.B. Infrastruktur und Insti-
tutionen wie Regionalmanagements etc.) und
letztendlich monetäre Instrumente (z.B. Steu-
ern, Förderungen, Abgaben, Gebühren) bilden
eine breite Palette auf der Instrumentenebene.
Ergänzend gilt es, Prüfinstrumente (z.B. Um-
welt- und Raumverträglichkeitsprüfung, Stra-
tegische Umweltprüfung)  meist als Voraus-
setzung bestimmter Vorhaben  bereits frühzei-
tig in den Planungs- und Strategieprozess et-
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waiger Projektvorhaben in der Regional-
entwicklung mit zu berücksichtigen. Je komple-
xer die jeweiligen Zielsetzungen, desto umfas-
sender ist in der Regel das zu ergreifende
Maßnahmenbündel.
Regionalpolitik zwischen ländlich-
peripheren Regionen, suburbanen
Regionen und Zentren
Regionalpolitik ganz allgemein und die
Agrarpolitik der Europäischen Union im Spe-
ziellen dominieren durch den verfügbaren
Budgethaushalt auch die aktuelle Programm-
planungsperiode der Europäischen Union von
2000 bis 2006. Landwirtschaftlich funktionali-
sierte sowie periphere Regionen Europas erhal-
ten hier Zugriff auf materielle Zuwendungen,
die erstens einmal verwaltet und zweitens noch
sinnvoll ausgegeben werden müssen. Waren vor
dem Beitritt Österreichs zur Europäischen Uni-
on ländlich-periphere Regionen stolz, Erfolge
regionaler Entwicklungsarbeit vorstellen zu
können, so ging es danach darum, sich so unter-
bemittelt wie möglich zu präsentieren, um mehr
am europäischen Förderkuchen naschen zu kön-
nen.
Die Partizipation an einer monetär orientier-
ten Förderpolitik von Seiten der Europäischen
Union steht vielfach vor inhaltlicher Argumen-
tation oder regionaler Notwendigkeit.
Die Kooperation im ländlichen Raum wird stärker
durch externe Anstöße oder die Abwehr regions-
fremder Einflüsse bestimmt als durch einen kollek-
tiven Willen, die regionale Entwicklung in die eige-
nen Hände zu nehmen. Kooperation im ländlichen
Raum wird nicht selten unter der Perspektive initi-
iert, staatliche Verteilungsentscheidungen zum ei-
genen Vorteil zu beeinflussen,
bemerkt Fürst (1999, 56f) treffend. Auch die
regionalpolitischen Aufgaben der Administra-
tiveinrichtungen in Bund und Ländern haben
sich vorwiegend auf die Abwicklung der EU-
Regionalförderung reduziert, das politische
Interesse gilt ausschließlich (intern) der Mittel-
aufteilung und (extern) der Mittelausschöpfung
(Schindegger 2002, 103).
Eine erfolgreiche Politik für ländlich-peri-
phere Regionen bedarf daher umfassender, ko-
ordinierter Konzepte, in denen die Landwirt-
schaft nur ein Segment darstellt, ist sie es doch,
die nur mehr einen geringen Prozentsatz der
regionalen Wertschöpfung hervorbringt. Auch
der stete Rückgang der in der Land- und Forst-
wirtschaft Beschäftigten bestätigt diesen Trend.
Es gilt an dieser Stelle festzuhalten, dass Agrar-
wirtschaft und (Regional)Entwicklung in länd-
lich-peripheren Regionen nicht synonym zu
verwenden sind.
Den ländlichen Raum in einer Gesamt-
betrachtung gibt es ohnedies schon lange nicht
mehr (Akademie für Raumforschung und Lan-
desplanung 2000; Danielzyk 2001). Vielmehr
wird von Suburbanisierungsräumen, zentrums-
nahen (Räume in günstiger Lage zu Ver-
dichtungsräumen) bzw. zentrumsfernen (peri-
pheren) oder funktionalisierten ländlichen Räu-
men (z.B. intensiv touristisch genutzte ländli-
che Räume; Räume mit günstigen Produktions-
bedingungen für die Landwirtschaft; gering ver-
dichtete Räume mit industriellem Wachstums-
potenzial) gesprochen (Österreichische Raum-
ordnungskonferenz 2002). Auch die Gleichset-
zung des ländlichen Raumes mit automatisch
strukturschwachem Raum kann als überwunden
betrachtet werden (Danielzyk 2000, 147).
Lange hat es gedauert, bis Rahmenbe-
dingungen geschaffen wurden, die ländlich-pe-
riphere Regionen in ihrer Heterogenität als
Gesamtpaket berücksichtigen. Sektorale
(Agrar)Politik war lange Zeit ein Hemmschuh
ländlicher Entwicklung in vielen Teilen Euro-
pas. Ziel-1 und Ziel-5b Förderkulissen von
1995-1999 haben dem Versuch einer koordinier-
ten sektorenübergreifenden Programmplanung
für einen definierten Zeitraum mit entsprechen-
den Finanzmitteln den Weg bereitet. Maßnah-
men aus ganz unterschiedlichen Wirtschafts-
teilbereichen wurden und werden hier auch zu-
künftig (zum Teil unter anderem Namen) aus
einem Förderprogramm finanziert. Ähnlich dem
Kooperationszwang bei Gemeinschafts-
initiativen (Lückenkötter 2001) besteht hier die
Vorgabe, vor Ort koordinierte Abstimmungs-
arbeit zu leisten. INTERREG III in der derzeit
laufenden Programmperiode ist beispielsweise
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das erste verbindliche grenzüberschreitende
Kooperationsprogramm, bei dem Absichts-
erklärungen allein zu wenig sind, um an
Fördermaßnahmen zu partizipieren. Dieser An-
stoß von europäischer Seite war für Österreich
mehr als notwendig und ist ein weiterer Schritt
in Richtung eines umfassenden und der Kom-
plexität entsprechenden Managements von Re-
gionen.
Zukünftig wird es auch in Österreich ver-
stärkter darum gehen müssen (wie ja in den ein-
zelnen Programmen der Europäischen Union
festgehalten wird), sektorale Politiken mit-
einander so zu verzahnen und langfristig wirk-
same Strukturverbesserungen vor Ort zu indu-
zieren, dass der Bedeutungsverlust im Agrar-
bereich durch andere Wirtschaftsaktivitäten und
v.a. Flächennutzungen kompensiert werden
kann. Die Gefahr, dass das formulierte Anlie-
gen nicht gelingt, ist gegeben. Die Bedeutung
(bzw. die abnehmende Bedeutung) der Land-
wirtschaft in ländlich-peripheren Regionen wird
mittelfristig in Österreich nicht mehr über der-
artig hohe Förderprioritäten festgemacht wer-
den können.
In die Zukunft blickend steht die Aufwer-
tung des Regionalen in ländlich-peripheren Re-
gionen durch Fördergelder in den bisherigen
Mitgliedsstaaten der Europäischen Union (EU-
15) auch zunehmend in Konkurrenz zur erwei-
terten EU (EU-25), worin zweifelsohne der künf-
tige Schwerpunkt einer gemeinsamen europäi-
schen Förderpolitik liegen wird und soll. Ab dem
Ende der derzeit gültigen Programmperiode der
europäischen Regionalpolitik im Jahr 2006 wird
eine Mittelumwidmung des Gesamthaushaltes in
jedem Fall vorgenommen werden. Die
flächendeckende Förderung in ländlich-peri-
pheren Regionen und gezielte Regionalisierung
im Rahmen diverser Ziel- und Gemeinschafts-
initiativen in bisherigen Mitgliedsstaaten (EU-
15) wird dann nicht mehr in diesem Umfang
möglich sein. Nationalstaatliche Politiken wer-
den wieder verstärkt gefragt sein und ehemalige
Pionierprogramme (z.B. Waldviertelplan,
Berglandaktionsfonds, Grenzlandförderung) v.a.
in Österreich in Erinnerung rufen.
Die Frage, wie ehemalige Fördergebiete
(Phasing-out  Übergangsgebiete von alter zu
neuer Zielgebietsstruktur) in ländlich-periphe-
ren Regionen Österreichs mit Nichtförderung
umgehen, bleibt ebenfalls noch weitgehend un-
beantwortet. Ob es hier gelungen ist, von 1995
1999 tragfähige Kooperationsstrukturen und
zukunftsgerichtete Entwicklungsimpulse zu in-
duzieren, ist in vielen Fällen noch nicht eindeu-
tig belegt, Evaluierungen sind z.T. noch ausstän-
dig. Eine sektorübergreifende Politik für länd-
lich-periphere Regionen war dann möglicher-
weise nur ein vorübergehender Impuls, der auch
für weitere noch in der Förderkulisse integrier-
te Gebiete droht, die 2006 aus eben dieser her-
ausfallen werden. Möglicherweise tritt dann die
europäische Idee intersektoraler Verbindungen
und Verbindlichkeiten für ländlich-periphere
Regionen in Österreich wieder in den Hinter-
grund regionalpolitischer Strategien. In weite-
rer Folge gilt es dann zu diskutieren, inwieweit
die noch gezieltere Förderung strategischer
Netze nicht wesentlich sinnvoller wäre und noch
weiter ausgebaut werden sollte als die von
Einzelmaßnahmen (Gießkannenprinzip) und
Prestigeprojekten (z.B. infrastrukturbezogene
Leitprojekte in Ziel-1 Gebieten) in peripheren
Gebieten.
Die Rahmenbedingungen für regionale Ent-
wicklung in Zentren sind von der Ausgangslage
natürlich anders als die in ländlich-peripheren
Regionen. Von der Raumentwicklungspolitik
der Nachkriegszeit und dem damit verbunde-
nen Verständnis (Stadt und Land als sehr unter-
schiedliche Systemwelten) ausgehend, haben
Zentralräume traditionell ein Mehr an staatli-
chen Investitionen erfahren als ländlich-periphe-
re Regionen. Das Zentrale-Orte-System als lang-
zeitliche Grundlage der europäischen Raum-
ordnungspolitik ist dafür mitverantwortlich
(Henkel 1993, 201f). Auch die Ansprüche des
Disparitätenausgleichs zwischen Zentren und
Peripherien in den 1970er- und noch 1980er-
Jahren konnten daran nichts Substanzielles ver-
ändern (Österreichische Raumordnungs-
konferenz 1992).
Trotz mannigfaltiger Interventionen in
Zentralräumen fehlte vielfach eine gezielte stra-
tegische Entwicklung im internationalen Kon-
text. Neue Formen des Marketings (z.B. KMU,
Handel, Gewerbe) und die zunehmend komple-
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xeren Verflechtungsbeziehungen mit sub-
urbanen Regionen machen Neuerungen in
Zentralräumen jedoch auch mehr als notwen-
dig. Vor allem die interne totale Konkurrenz
(Schindegger 2002, S. 100) im Kampf um In-
vestoren zwischen Kernstadtgemeinden und
Umlandgemeinden sind für ein unkoordiniertes
Wachstum und zum Teil chaotische Standort-
entwicklungen mitverantwortlich. Stadtregionen
und polyzentrische Entwicklungskonzepte ern-
ten daher nicht umsonst eine besondere Auf-
merksamkeit (Benz 2001; Danielzyk 2001,
Danielzyk/Priebs 2000; Europäische Kommis-
sion 1999; Priebs 1997).
Auch in bisher wirtschaftlich tendenziell
begünstigten Zentralräumen gibt es ein sukzes-
sives  wenngleich auch häufig sehr zaghaftes
 Umdenken in Richtung Kooperation mit
dem Umland (Bayerisches Staatsministerium für
Landesentwicklung und Umweltfragen 2003).
Die Gründe dafür sind vielfältig: In vielen Städ-
ten Europas werden suburbane Regionen, der
(sich ständig verschiebende) Stadtrand
(blurring borderlines) zum Dauerkonflikt-
thema für betroffene Gemeinden und Bezirke
u.a. in wirtschaftlichen, verkehrspolitischen so-
wie gesellschafts- und umweltbezogenen Fra-
gestellungen. Auch der zunehmende Wettbe-
werb der Regionen hat die europäischen Stadt-
regionen erfasst, nicht zuletzt ist die Erweite-
rung der Europäischen Union dafür mitver-
antwortlich. Letztendlich haben sich auch
strategische Argumente wie Städtenetze und
-partnerschaften, Stadtmarketing (Helbrecht
1994; Kuron 1997) und Sanierungskonzepte
urbaner Verfallsbereiche und Integrations-
projekte (z.B. Lokale Agenda 21) für regiona-
les Denken und Handeln auch im urbanen Mili-
eu  nicht nur durch die Gemeinschaftsinitiative
Urban motiviert (Europäische Union 2003) 
durchgesetzt.
Stadtregionen und sogenannte Städtenetze
kommen verstärkt in Mode (Gleisenstein et al.
1997; Keller/Stamm 1997), sie verstehen sich
auch als Gegengewicht zu großen Metropolen
(Metropolregionen) innerhalb der Europäischen
Union. Die Sicherung der Konkurrenzfähigkeit
der Klein- und Mittelzentren, Aufbau einer in-
terkommunalen Kommunikation sowie bewuss-
te Steuerung von stets zunehmenden Stadt-
Umland-Problemen stehen dabei häufig an
vorderster Stelle der regionalpolitischen Argu-
mentation. Klein- und Mittelzentren sollen auch
bewusst als Entlastungsfaktor für überregiona-
le Zentren aufgebaut werden  ganz im Sinne
einer polyzentrischen Entwicklung des Europä-
ischen Raumentwicklungskonzeptes (EUREK)
(Europäische Kommission 1999; Schindegger/
Tatzberger 2002). Vor allem der Zusammen-
schluss unterschiedlicher Städte scheint hier als
Zielsetzung erwähnenswert. Die effizientere
Nutzung gemeinsamer Ressourcen und Absatz-
märkte gilt als strategische Ausrichtung und ist
Merkmal von Städtenetzen ebenso wie die funk-
tional koordinierte Zusammenarbeit. Die wach-
sende Kooperation zwischen Zentren basiert auf
gemeinsamen Interessenlagen und ist  ebenso
wie in ländlich-peripheren Regionen  von der
Intention her handlungsorientiert.
Die Konfliktebenen beim Auf- und Ausbau
von Stadtregionen liegen jedoch auf der Hand:
Konkurrenz zwischen Städten und potenzieller
Kaufkraftabfluss von höherrangigen Zentren in
suburbane Regionen, gekoppelt mit Fragen der
Verkehrsinfrastruktur und der Widmung von
Gewerbegebieten sind Dauerbrenner. Innerhalb
von Städtenetzen wiederum geht es natürlich
auch um Ängste wegen eines möglichen
Souveränitätsverlusts gegenüber einer Part-
nerstadt.
Stadt(rand)regionen bilden auch häufig den
Ausgangspunkt für Cluster-Bildung als regio-
nalpolitischer Strategie. Um auch in städtischen
bzw. suburbanen Regionen die Abstimmungs-
arbeit zwischen unterschiedlichen Interessen-
parteien v.a. in wirtschaftspolitischen Belangen
zu koordinieren und Informationen über die
Vergabemöglichkeiten von Förderungen auf
breiterer Basis zu gewährleisten, werden auch
im städtischen Bereich mehr und mehr Institu-
tionen regionaler Entwicklung implementiert.
Gerade dem Clustermanagement, der Ab-
stimmungsarbeit von Unternehmen, Wert-
schöpfungsketten, Zulieferer- und Absatz-
beziehungen, spezifischen Dienstleistungen so-
wie Ausbildungs- und Forschungskoopera-
tionen zur Sicherung gezielter Innovations-
leistungen kommt eine immer höhere Bedeu-
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tung im Rahmen regionalpolitischer Interventi-
onen zu.
Nachteile für städtische Regionen liegen ein-
deutig im geminderten Kooperationsinteresse
des Kernstadtbereiches und den meist traditio-
nellen Kernstadt-Umland-Konflikten (z.B.
Wien-Süd). Regionale Kooperationen über eine
Stadt/Umland-Grenze hinweg bedürfen einer
besonders sensiblen politischen Steuerung, nicht
zuletzt wegen häufig sehr unterschiedlicher In-
teressen- und Gesetzeslagen (z.B. Kaufkraftab-
fluss, Infrastrukturplanung, Finanzausgleich
etc.). Auch Kooperationen zwischen öffentli-
chen und privaten TrägerInnen, InvestorInnen
etc. (public-private-partnership)  die im
Zentralraum weit mehr verankert sind als in der
Peripherie  gehen nicht immer friktionsfrei
über die Bühne. Die Vereinheitlichung gesetz-
gebender Administration als Grundlage für ei-
nen gemeinsamen regionalen Verbund von Stadt
und Stadt-Umland ist zudem in der Regel sehr
aufwendig und von unterschiedlichen Interes-
sen motiviert. Die thematische Auseinanderset-
zung mit Stadtregionen ist in Österreich erst
jüngeren Datums (z.B. Vienna-Region) und
auch noch nicht sehr ausgereift (Seiß 2003). Die
Bedeutung von inner- und intrastädtischer Kom-
munikation und Kooperation wird künftig zu-
nehmen, sei es aus wachsendem Problemdruck
oder aus einer Pragmatik heraus.
Institutionalisierung als Beispiel einer
kooperationsintendierten Regionalpolitik
Die Regionalpolitik der vergangenen 15 Jah-
re in Österreich ist durch einen enormen
Investitionsschub auf institutioneller Ebene ge-
kennzeichnet. Noch nie zuvor hat es dermaßen
viele und mit verschiedenen Aufgaben und
Steuerungslogiken ausgestattete Institutionen
regionaler Entwicklung in Österreich gegeben.
Abbildung 1 zeigt am Beispiel Niederösterreichs
eine systematische Aufstellung der Institutionen,
die mit Regionalentwicklung befasst sind.
Eine Regionalentwicklungsagentur (Abb. 1,
Teil 1) ist eine aus öffentlichen Mitteln finan-
zierte Institution, die aber außerhalb der Haupt-
einflussbereiche der zentralen und lokalen
Regierungsverwaltung liegt. Die Tätigkeiten
einer Regional Development Agency (RDA) lie-
gen primär in der wirtschaftlichen Entwicklung
einer Region (z.B. eindimensionale Unter-
stützungsangebote wie Förderaktionen für Un-
ternehmer, Betriebsansiedlung, touristische
Impulsthemen, Förderung wirtschaftlicher In-
frastruktur oder komplexe Unterstützungsan-
gebote wie die Förderung von Unterstützungs-
netzwerken) im Sinne regional maßgeschneider-
ter, komplexer Unterstützungsangebote in Ko-
operation mit regionalen PartnerInnen (Plitzka
1999). Die Zukunft der regionalen Entwick-
lungsagenturen (im Fall Niederösterreichs der
ECO Plus) wird vorrangig im Aufbau von
Wirtschaftskooperationen (Networking, Ler-
nende Netzwerke, regionale Wettbewerbs-
fähigkeit im globalen Kontext, Technologie-
innovation und Centers of Excellence) gesehen
(Bentley 2000; Halkier et al. 1998; Huber 1996;
ÖAR-Regionalberatung GmbH 1996; Ward et
al. 2003; Webb/Collis 2000).
Wirtschaftsparks (WP) stellen in der Regel
einen Sammelbegriff für im Betriebsgelände
angesiedelte weitere Institutionen dar. So sind
v.a. Gründer- und Technologiezentren  mit
meist unterschiedlicher thematischer und
technologieorientierter Schwerpunktsetzung 
Bestandteile eines Wirtschaftsparks. Wirt-
schaftsparks dienen v.a. einer koordinierten in-
frastrukturellen Aufschließung von strategisch
günstigen Standorten. Der Verkehrsanbindung
(Grenzübergang, Autobahnanschluss, Hafen,
Bahnanbindung, Flughafen etc.) kommt dabei
ebenso eine hohe Bedeutung zu wie der Errich-
tung von Betriebsobjekten und einer inhaltlich
strategischen Positionierung im Sinne von F&E
sowie potenzieller Clusterförderung. Bauland-
reserven für weitere Ausbaustufen werden in der
Regel bereitgehalten, eine Erweiterung ist so-
mit je nach der Bedarfslage und der Investitions-
nachfrage gegeben. Wirtschaftsparks werden
gerne als Prestigeprojekte und Entwicklungs-
motoren der Landesentwicklung gesehen7 .
Wirtschaftsparks auf europäischer Ebene wer-
den auch zunehmend grenzüberschreitend im-
plementiert.
Regionale Innovationszentren (RIZ) bieten
Beratungsleistungen, Qualifizierungsmaßnah-
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men, oft enge Kooperationen mit Fach-
hochschul- und Universitätsstandorten. Sie bil-
den vielfach eine Verbindung von Innovations-,
Beschäftigungs- und Bildungspolitik. Gleichzei-
tig sind sie Standorte von Gründerzentren
(Easy Startup) mit entsprechenden diesbezüg-
lichen Leistungen und der verfügbaren Infra-
struktur. Netzwerkaufbau zwischen den RIZ,
innerhalb der jeweiligen Region und auch zu-
nehmend innerhalb Europas für Jung-
unternehmerInnen zählen ebenso zu den Ser-
viceleistungen eines RIZ wie die generelle Un-
terstützung zur Selbstständigkeit für Unter-
nehmerInnen.
Gründerzentren (GZ) dienen der Belebung
des regionalen Arbeitsmarktes, indem speziell
junge UnternehmensgründerInnen auf vielfäl-
tige Art unterstützt und gefördert werden.
Beratungsunterstützungen bis hin zu Infra-
strukturunterstützungen sind Inhalte, die hier v.a.
KMU zugute kommen.
Technologiezentren (TZ) sind in der Regel
in einer Technologierichtung und deren Umfeld
spezialisiert und bieten entsprechende Ko-
operationsmöglichkeiten für die lokale Wirt-
schaft. Auch die Anbindung an Fachhochschu-
len oder Ausbildungslehrgänge unterstreicht den
integrativen Charakter dieser Institution. Vor
allem neuen Technologien kommt dabei eine
übergeordnete Bedeutung zu. Moderne Formen
der Kommunikation ebenso wie Umwelt-
technologien bilden hier häufig die Schwer-
punkte und Grundlagen für weitere Ausbau-
stufen.
Grenzüberschreitende Impulszentren (GIZen)
wurden als Projekte der Niederösterreichischen
Grenzlandförderungsges.m.b.H. (2002, 5) ein-
gerichtet. Sie haben Modellcharakter und die-
nen dem kleinregionalen Aufbau von grenzü-
berschreitenden Kooperationsbeziehungen im
wirtschaftlichen und kulturellen Bereich. Das
Ziel liegt in der sukzessiven Auflösung menta-
ler und realer Grenzen als Barrieren der bilate-
ralen Beziehungen. Sie werden von nieder-
österreichischer Seite als wichtige Maßnahmen
zur Vorbereitung der EU-Integration der angren-
zenden Nachbarstaaten gesehen. Von den Auf-
gaben gehört die Etablierung von Kleinbetrie-
ben am neuen Markt (Marktfindung, Marktauf-
bereitung, technische Beratung, Kooperations-
umsetzungsberatung, Backing) ebenso dazu
wie eine Branchenstärkung (Fokussierung) re-
gionaler Leitbetriebe. Kritisch muss hier be-
merkt werden, dass die Komplementärfunktion
der GIZen zu bereits etablierten Einrichtungen
nicht immer erkennbar ist, zum Teil auch mit
diesen konkurriert.
Dem Regionalmanagement (Abb. 1, Teil 2)
kommt in dieser Institutionenlandschaft v.a. eine
erhöhte Koordinationsfunktion regionaler Ak-
tivitäten zu. Die Vernetzung regionaler Ak-
teurInnen, Projektinformationen und -koordi-
nationen zählen dabei ebenso zu den Aufgaben-
bereichen wie strategisch konzeptionell ausge-
richtete Entwicklungsschritte (Produktent-
wicklung, Leitbilder etc.). In Niederösterreich
sind ländlich-periphere Regionen flächendeck-
end mit dieser intermediären Institution zwi-
schen Land und Region ausgestattet.
Die Dorf- und Stadterneuerung hat v.a. in
Niederösterreich schon eine lange Tradition und
ist aus der Landesentwicklungspolitik der letz-
ten Jahrzehnte nur schwer wegzudenken. His-
torisch als Wegbereiterin der Stadt- und Orts-
kernverschönerung sowie Revitalisierung hat
sich daraus eine Institution gebildet, die mit ei-
ner Vielzahl an Aktivitäten fixer Bestandteil der
Regionalentwicklung geworden ist. Die Zielset-
zungen der Dorferneuerung umfassen laut
Selbstdarstellung
soziale, wirtschaftliche, kulturelle und ökologische
Aspekte eines Ortes und sind bestrebt, die Bereit-
schaft der Bewohner wachzurufen, mit ihren eige-
nen Kräften eine Verbesserung der Lebensqualität
im Ort anzustreben.8
Ebenso geht es um die Stärkung der regio-
nalen Wertschöpfung in der Region unter opti-
maler Ausnützung der regionalen Ressourcen.
Die Stadterneuerung zeichnet sich v.a. durch
partizipative Maßnahmen im Sinne von
Leitbildprozessen aus, was zu einer erhöhten
Motivation an Mitgestaltung von gemeinwesen-
orientierter Politik führen soll.
In Niederösterreich sind zahlreiche Regio-
nalberatungsagenturen aktiv. Viele davon sind
jedoch in Wien angesiedelt (z.B. ÖAR-Regio-
nalberatung GmbH). Das inhaltliche sowie re-
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Abbildung 1: Institutionalisierung einer kooperationsintendierten Regionalpolitik am Beispiel Niederösterreich (Teil 1)
Institutionen Regionalpolitische Aufgaben und Zielsetzungen ausgewählte Beispiele regionale Vernetzung überregionale Vernetzung
Regionalentwicklungs- Standortentwicklung von Niederösterreich; ECO plus Niederösterreichs sehr hoch aufgrund der mittel; zunehmend jedoch im
agentur Impulsprojektförderung; Netzwerk- und Clusteraufbau; Regionale Entwicklungs- Landeszuständigkeit grenzüberschreitenden Bereich
grenzüberschreitende und interregionale Projekte; agentur GmbH zu Nachbarstaaten aktiv (CZ,
http://www.ecoplus.at Ansiedlungskoordination und -konzeption SK)
Wirtschaftspark (WP) meist übergeordneter Begriff für unten noch näher dzt. 12 in NÖ (z.B. Bruck sehr hoch durch regionale sehr hoch, v.a. auch durch
(auch Industriepark) ausdifferenzierte Institutionen; Aufschließung von an der Leitha, Ennsdorf, Firmen; als Arbeitsplatzgeber Ansiedlung von internationalen
Standorten und Rückhaltung von Grundstücksreserven Heidenreichstein, Kematen, sehr starke Verflechtungs- Firmen; Forschungs-
in strategischer Lage (Verkehrsanbindung); Errichtung Kottingbrunn, Marchegg, zusammenhänge (Forschung, kooperationen; Zuliefer-
Überblick vgl.: von Betriebsobjekten; Kompetenzzentren im Sinne der St. Pölten, Poysdorf, Ausbildung, lokale aktivitäten etc.
http://www.ecoplus.at Clusterentwicklung, F&E-Sektor; Investitionsanreize Wolkersdorf etc.) Dienstleistungen etc.)
Grenzüberschreitender Komplementärnutzen von Know-how und billiger Gmünd  České Velenice; könnte sowohl in A als auch in CZ von den verfügbaren
Wirtschaftspark Arbeitskraft; Ansiedlung bzw. Erhalt von Betrieben in einziger grenz- Ressourcen (potenzielle Betriebsfläche etc.) höher sein als
http://www. Region; Schaffung von (Billig)Arbeitsplätzen; Zugriff überschreitender tatsächlich ausgeschöpft
access.co.at/ auf unterschiedliche Beschaffungs- und Absatzmärkte WP in NÖ
Regionales Beratungsleistungen; Lehrgänge; Ausbildungen; inte- dzt. 12 in NÖ hoch, z.T. in regionalen vom jeweiligen Standort her
Innovationszentrum grierte Gründerberatung; Infrastrukturerschließung etc. (z.B. Amstetten, Gänsern- Clustern und/oder sehr unterschiedlich
(RIZ) (Inputs für regionale Wirtschaft, Ausbreitungseffekte); dorf, Groß Siegharts, Netzwerken
in Verbindung mit Universitätsstandorten auch als Hollabrunn, Krems,
http://www.riz.co.at Science Park institutionalisiert Mistelbach, Waidhofen etc.)
Gründerzentrum (GZ) Unterstützung des regionalen Arbeitsmarktes (KMU) z.B. in diversen sehr hoch, da lokale unterschiedlich je nach
durch Investitionsförderung; Unternehmensgründungen; Wirtschaftsparks GründerInnen gefördert internationaler Integration der
Überblick vgl.: Jungunternehmerförderung; Standortförderung von oder in den RIZ werden; regionale Grundver- jeweiligen GründerInnen
http://www.ecoplus.at High-Tech-Betrieben; Kooperationsberatung sorgung durch Gewerbe
Technologiezentrum Unternehmerservice; neue Technologien (z.B. z.B. TFZ Wiener Neustadt, sehr hoch, v.a. wenn in variiert je nach thematischer
(TZ) ökologische Betriebsberatung, Umwelttechnologie); GTZ St. Pölten direkter Kombination mit Ausrichtung und Kooperation
enge Zusammenarbeit mit Forschung und Ausbildung Fachhochschulen
(Fachhochschulen); Technologie-, Investitions-  und
http://wko.at/noe/tip/ Innovationsberatung
Grenzüberschreitendes Unterstützungsleistung für (grenzüberschreitende) dzt. 10 grenzüberschreitende sehr hoch, da von der Intention her bilateral ausgerichtet;
Impulszentrum Projekte und Alltagsaktivitäten; kleinregionaler Aufbau Impulszentren in NÖ sukzessiver Abbau der Grenzen durch bilaterale Kooperation
(GIZen) von Kooperationsbeziehungen; Modellprojekte (z.B. Hohenau, Retz, soll zu neuem Regionsverständnis im Grenzraum führen
z.B. http://www. für kulturelle und wirtschaftliche Aktivitäten Thayaland, Thayatal,
region-thayatal.at/giz/ Region Weitra etc.)
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Abbildung 1: Institutionalisierung einer kooperationsintendierten Regionalpolitik am Beispiel Niederösterreich (Teil 2)
Institutionen Regionalpolitische Aufgaben und Zielsetzungen ausgewählte Beispiele regionale Vernetzung überregionale Vernetzung
Regionalmanagement Aktivierung und Vernetzung regionaler AkteurInnen; dzt. 5 in NÖ (z.B. EU- sehr hoch, da regionale gering, aber ansteigend, da
regionale Entwick- Projektentwicklung und z.T. auch -umsetzung; Plattform Pro Waldviertel, Initiativen koordiniert zunehmende Integration in
lungsorganisation Projektberatung; Förderlotse (Information); Regionalverband Mostviertel, werden; Projektarbeit vor internationale
regionales Marketing; Öffentlichkeitsarbeit; Koordi- Regionaler Entwicklungs- Ort; unmittelbare Wert- ProjektpartnerInnenschaften
nationsleistungen (Leitbilder, Partizipationsverfahren, verband NÖ-Mitte etc.) schöpfung, regionale und Kooperationen
http://rm-austria.at Moderation regionaler Prozesse) Finanzierung
Regionalberatung Beratung und Konzepterstellung in: Stadtmarketing, z.B. Wallenberger & sehr hoch, v.a. bei etablierten hoch, je nach Auftrags-
Stadt- und Gemeindeentwicklung; Energie- und Linhard Regionalberatung Einrichtungen in der Region erteilung zunehmend in den
Tourismuskonzepten; Telematik und neuen Medien; GmbH (traditionelle Auftragnehmer) neuen Beitrittsländern
Eventgestaltung; kleinregionalen Entwicklungs- tätig
http://www. programmen; grenzüberschreitende Zusammenarbeit;
regionalberatung.at/ Bildungsangebote; Leitbildentwicklung
Dorf- und Dorf- und Stadterneuerung; Ortskernförderung; Verband für Landes-, sehr hoch, da lokale und gering, außer im ansteigenden
Stadterneuerung kommunikative Prozesse der BürgerInnenbeteiligung; Regional- und Gemeinde- regionale Beteiligungspro- Bereich der Kommunikation
Know-how-Transfer in Nachbarländer; kommunale entwicklung in Hollabrunn zesse im Vordergrund stehen; und Kooperation mit den
http://www.dorf- Entwicklungsprojekte; Förderung der Regionalkultur; (inkl. diverse regionale und Aktivierung der regionalen Nachbarstaaten (CZ, SK)
stadterneuerung.at/ Leitbildentwicklung in Klein- und Mittelstädten lokale Einrichtungen) Bevölkerung
EUREGIO Institutionalisierung der grenzüberschreitenden Ko- EUREGIO Weinviertel  sehr hoch, da auf allen Ebenen trilateral ausgerichtet;
operation in den Bereichen: Infrastrukturförderung; Südmähren  Westslowakei ganz gezielter Aufbau von Kommunikations- und
Qualifizierung und Bildung; Tourismus und Kultur; Kooperationsstrukturen (transnationale PartnerInnenschaften)
http://www.euregio- Regionalplanung; Naturschutz; Katastrophenschutz; über die Grenzen hinweg
weinviertel.org Sicherheit
LEADER z.T. inhaltliche und organisatorische Überschneidungen Auland Carnuntum, sehr hoch, da es primär um mittel;  überregionales
Aktionsgruppen mit den Aufgaben div. Regionalentwicklungsvereine Kamptal, NÖ-Alpin, die eigene Projektbetreuung Marketing (z.B. Bauernladen
(LAG) (s.u.); Dienstleistungen in der Telekommunikation; Pielachtal, Wachau, und Umsetzung geht in Wien); grenzüber-
http://www.rural- Radtourismus; Zeitung und Prospekte; Weinviertel schreitende Radwege (A-CZ)
europe.aeidl.be Direktvermarktung
Regionale Vermark- regionale Tourismuskonzeptentwicklung und z.B. Retzer Land, Land um sehr hoch, da sich das gering, außer im Bereich von
tungs-GmbH; Regio- -umsetzung;  regionales Marketing (Tourismus, Laa, Kulturpark Eisenstraße- jeweilige Aufgabengebiet so überregionalem Marketing
nalentwicklungsverein Direktvermarktung; Produktentwicklung); Event- Ötscherland, Kulturpark gut wie ausschließlich auf die und grenzüberschreitenden
management; regionale Kommunikation (Internet- Kamptal, Land um eigene Region beschränkt; Tourismusprojekten
http://www.retzer- präsenz etc.); regionale Ausarbeitung von Freizeit- Hollabrunn sehr enge Kooperation mit
land.co.at/ und http:// angeboten und kulturellen Veranstaltungen; Herstellung lokalen AkteurInnen
www.landumlaa.at/etc regionaler  Printmedien und Informationen
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gionale Arbeitsfeld ist von der Auftragslage
abhängig. Traditionelle Bereiche betreffen
Stadt- und Regionalmarketing, Gemeinde- und
Leitbildentwicklung, grenzüberschreitende Pro-
gramme und diverse Qualifizierungsmaß-
nahmen (Angebotsentwicklung und regions-
spezifische Angebote). Auch das Eventmanage-
ment hat in der letzten Zeit als Arbeitsfeld stark
zugenommen. Als AuftraggeberInnen fungie-
ren auf der einen Seite das Land inklusive zahl-
reicher Förderschienen der Europäischen Uni-
on, auf der anderen Seite sind es v.a. die Städte
und Gemeinden, die z.B. an Energie-, Vermark-
tungs- oder Tourismuskonzepten sowie klein-
regionaler Entwicklungsplanung oder Leitbild-
gestaltung interessiert sind.
EUREGIOs fungieren als institutionalisier-
te Wegbereiterinnen der Grenzöffnung und Vor-
bereiterinnen der Erweiterung der Europäischen
Union im unmittelbaren bilateralen Koopera-
tionsbereich über die Grenze hinweg. Themen,
die von grenzüberschreitender Bedeutung sind,
werden somit auch Themen der EUREGIOs,
nicht nur im Tourismus und in der Kultur. Auch
in Fragen des Gebietsschutzes, der Regional-
planung, des Katastrophenschutzes und in Fra-
gen der Sicherheit wird diese Institution aktiv.
Informationsleistungen, Qualifizierungsmaß-
nahmen9  und der Ausbau der jeweiligen Sprach-
kompetenz runden das Aufgabenspektrum ab.
EUREGIOs könnten bei entsprechender Etab-
lierung, regionaler Verankerung und Akzeptanz
auch eine generell höhere Kompetenz in Fra-
gen bilateraler Beziehungen zugesprochen wer-
den, um die Integration und angestrebte Kohä-
sion rascher vorantreiben zu können.
Von sämtlichen bisher vorgestellten Institu-
tionen entsprechen LEADER Aktionsgruppen
(LAG) am unmittelbarsten dem Verständnis ei-
ner (von Seiten der Europäischen Union inten-
dierten und mitfinanzierten) bottom-up-
Regionalpolitik. Gemeinden als Trägervereine
bilden in der Regel die Basis für die LAGs. Die
inhaltlichen Ausrichtungen und Aufgaben de-
cken sich vielfach mit jenen, die auch durch di-
verse Regionale Vermarktungs-GmbHs oder
Regionalentwicklungsvereine abgedeckt wer-
den (siehe unten). Auch gibt es hier immer
wieder koordinierte institutionelle Überschnei-
dungen durch Finanzierung und Organisation.
Der Fokus der jeweilig durchgeführten Projek-
te ist von diversen Förderrichtlinien und der
vorherigen Bewilligung abhängig (Finanzie-
rungssicherung) sowie befristet. Die LAGs sind
national und international innerhalb der Euro-
päischen Union vernetzt  ein Austausch über
Aktivitäten und Projekte ist somit jederzeit
möglich. Vor Ort bilden die LAGs die Basis zur
Projektentwicklung, -kommunikation und
-umsetzung. LAGs stärken die regionale Kom-
munikation und Bindung durch Partizipations-
möglichkeit und gemeinsame Ideenfindung.
Regionale Vermarktungs-GmbHs und
Regionalentwicklungsvereine treten ebenfalls in
jüngerer Zeit verstärkt in die Öffentlichkeit. Im
Vordergrund dieser Initiativen, die in der Regel
von gemeindepolitischer Seite implementiert
werden, steht meist die regionale Tourismus-
konzeptentwicklung und -vermarktung. Regio-
nales Marketing im Bereich der Produkt-
entwicklung (Arrangements, Internetpräsenz,
Aufbereitung thematischer Schwerpunkte, re-
gionale Medien etc.), Veredelung und Direkt-
vermarktung spielen dabei ebenso eine Rolle
wie das zunehmend stärker auftretende Segment
des Eventmanagements. Zyklisch wiederkeh-
rende Ereignisse  medial entsprechend aufbe-
reitet  ermöglichen auch eine höhere Präsenz
außerhalb der jeweiligen Hauptsaison(en). Der
Wildwuchs an regionalen Entwicklungsvereinen
und Vermarktungs-GmbHs der vergangenen 10
Jahre steht jedoch auch dem Bedürfnis v.a. des
Regionalmanagements gegenüber, eine neue
Übersichtlichkeit über die regionale und loka-
le Institutionenlandschaft zu bekommen, um
deren Aktivitäten auch aufeinander abstimmen
zu können. Dachverbände und Plattformen bie-
ten dafür eine entsprechende Klammer und sind
daher auch sukzessive im Aufbau begriffen.
Die jeweilig regionale und überregionale
Vernetzung der einzelnen Institutionen ist je
nach institutioneller Verankerung und Auf-
gabenstellung unterschiedlich hoch. Fest-
gehalten kann jedoch werden, dass v.a. die re-
gionale Vernetzung von sämtlichen Institutio-
nen als hoch oder sehr hoch zu bezeichnen ist,
was deren regionalpolitische Intention bestätigt.
Auch die überregionale Vernetzung ist im Sin-
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ne regionaler Entwicklung zum Teil bereits vor-
handen und generell im Wachsen. Die Erweite-
rung der Europäischen Union zeigt hier viele
Entwicklungsimpulse und -möglichkeiten auf,
selbst für Institutionen mit kleinräumiger Auf-
gabenstellung und geringem Budgethintergrund
v.a. in Grenzregionen.
Neben den dargestellten Institutionen gibt
es darüber hinaus weitere (traditionelle, etab-
lierte), die sich in Niederösterreich auf überre-
gionaler Ebene mit Regionalpolitik befassen.
Diverse Gebietskörperschaften (z.B. Abteilun-
gen direkt im Amt der NÖ-Landesregierung),
Arbeitsmarktservice NÖ (AMS), Arbeiter-
kammer, Bundeswirtschaftskammer, Landes-
Landwirtschaftskammer, Wirtschaftsförde-
rungsinstitut, Berufsförderungsinstitut, For-
schungseinrichtungen (z.B. Donauuniversität
Krems, Forschungszentrum Seibersdorf),
Kulturvernetzungsstellen, Planungsgemein-
schaften, Verbände, Nationalparkgesellschaften
und Umweltberatung nehmen sich spezifischer
Agenden regionaler Entwicklung an, sind je-
doch nicht aus alleinigem Grund dafür einge-
richtet worden. Zusätzlich tragen zahlreiche
NGOs, Verbände und Vereine (z.B. lokale
Tourismusverbände, Interessengemeinschaften,
Arbeitsgemeinschaften usw.) zu lokalen Impul-
sen der regionalen Politik bei.
Die in Abbildung 1 aufgelisteten Institutio-
nen sind explizit mit der Zielsetzung der
Regionalentwicklung implementiert worden
und bis auf zwei Ausnahmen (Dorferneuerung
und ECO plus) in der Regel erst jüngeren
Gründungsdatums. Sowohl die Dorferneu-
erungswelle in Niederösterreich als stark
kommunikativorientierte, als auch die ECO plus
als eine stark investitionsorientierte Einrichtung
waren Wegbereiterinnen der sukzessiven
Institutionalisierung. Niederösterreich ist ein
umfassendes Beispiel einer sehr vielfältigen
Institutionenlandschaft der Regionalpolitik in
Österreich.
Wird der Teil 1 mit dem Teil 2 der Abbil-
dung 1 nochmals verglichen, so zeigt sich, dass
die angeführten Institutionen in Teil 1 verstärkt
top-down implementiert worden sind. Die in Teil
2 dargestellten Institutionen werden zwar zum
Teil mit politischer Unterstützung des Landes
gefördert, ihre Implementierung, Institutiona-
lisierung und regionale Verankerung geht jedoch
primär von regionalen Aktivitäten (bottom-up)
aus. Auch wenn es Überschneidungsbereiche
gibt, so sind die in Teil 1 dargestellten Instituti-
onen  zumindest in der Gründungsphase  pri-
mär vom Land abhängig (government-Steue-
rung), während die in Teil 2 aufgelisteten von
einer breiten regionalen AkteurInnenbasis aus-
gehen (governance-Steuerung). Die Institutio-
nen in Teil 1 verkörpern tendenziell eine hier-
archische Ansiedlungspolitik, während die in
Teil 2 durch kooperative und kommunikative
Handlungsformen der Regionalentwicklung
konstituiert und bestimmt werden. Sämtliche
Institutionen in Teil 1 sind direkt (via Regional-
entwicklungsagentur) vom Land abhängig,
sämtliche in Teil 2 von den regionalen Aktions-
und ProjektträgerInnen. Gäbe es beispielsweise
keine regionalen Aktivitäten, so gäbe es keine
LEADER Aktionsgruppen, regionalen Arbeits-
kreise der Dorf- und Stadterneuerung etc.
Die Darstellung erinnert auch an die von
Weaver (1990, 129ff)  schon länger zurücklie-
gende  Unterscheidung zwischen decentra-
liced development as local initiative und
decentraliced development from the bottom
up. Während erstere auf individualistische
Orientierung im Sinne eines local entre-
peneurship und auf KMU-Initiativen setzt, baut
zweitere stark auf einen strong communalist
slant mit vielen Aktivitäten auf kommunal-
kommunikativer Ebene und strategic regional
advantages. Weavers Unterscheidung steht
auch im Kontext der entwicklungspolitischen
Debatte der territorialen Planungspolitik der
1960er- und 1970er-Jahre.
An diesem Beispiel unterscheidet sich auch
der Grad der institutionellen Absicherung. In-
stitutionen in Teil 1 sind mit hohem Investitions-
volumen mit der Zielsetzung als dauerhafte Ein-
richtungen regionaler Entwicklung von Seiten
des Landes implementiert worden. Institutionen
von Teil 2 müssen in der Regel mit sehr beschei-
denen finanziellen Mitteln auskommen und sind
oft auch nur temporär implementiert. Die Dau-
er der Institutionalisierung ist meist vertraglich
über einen bestimmten Zeitraum fixiert.
Vertragsverlängerungen sind entweder nicht
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geplant oder unsicher (z.B. bei Finanzierung
über EU-Projektgelder im Rahmen einer
Förderperiode) bzw. müssen verlängert oder neu
verhandelt werden (z.B. Trägerstrukturen von
Regionalmanagements oder Regionalen Ver-
marktungs-GmbHs).
Perspektive
Die für Österreich wirksame Regionalpolitik
 als ein Bündel von örtlicher Raumplanung
(Gemeindekompetenzebene), überörtlicher
Raumplanung (Länderkompetenzebene) und
sektoralen Politiken (Bundeskompetenzebenen
im Bundeskanzleramt und in diversen Ministe-
rien) auf nationaler Ebene in Kombination mit
gesamteuropäischen Richtlinien der Europäi-
schen Union  hat ohne Zweifel seit dem Bei-
tritt Österreichs zur Europäischen Union im Jahr
1995 viele Veränderungen erfahren. Vor allem
im Kontext regionaler Entwicklungsmaß-
nahmen hat es zahlreiche Impulse gegeben; auch
die Partizipationsmöglichkeiten der regionalen
Bevölkerung an Projekten regionaler Entwick-
lung (z.B. im Rahmen der Gemeinschafts-
initiativen) haben sich durch Koordinations-
maßnahmen der Europäischen Union und mit
Hilfe regionaler Institutionen stark erhöht. Na-
tionale räumliche Politik bedeutet heute somit
auch gleichzeitig eine gesamteuropäische Poli-
tik und vice versa.
Regionalentwicklung ist eingebettet in ein
Spannungsfeld von Politik (z.B. Arbeitsmarkt-,
Raumplanungs10 -, Regional-, Agrar-, Wirt-
schafts- und Sozialpolitik); Verwaltung auf eu-
ropäischer Ebene, Staats-, Länder- und
Gemeindeebene und regionalen AkteurInnen
(z.B. regionale Wirtschaft, Vereine, Kooperati-
ven, Beratungsinstitutionen, Regionalmanage-
ments etc.). Allein das Spannungsfeld unter-
schiedlicher administrativer Ebenen und
Steuerungslogiken zeigt die Schwierigkeiten
von Interessenlagen und strategischer Ausrich-
tung. Während beispielsweise auf europäischer
Ebene langfristig orientierte Strategien regio-
naler Entwicklung im Vordergrund stehen, so
ist es auf lokaler Ebene genau umgekehrt. Er-
gebnisse im Sinne eines vorzeigbaren Erfolges
sind im lokalen Kontext gefragt, nicht zuletzt
deshalb, da LokalpolitikerInnen sichtbar sind,
in der Öffentlichkeit stehen und gewählt wer-
den wollen. Eine EU-Verwaltungsebene ist für
die meisten BürgerInnen zu abstrakt. Ebenso
spannen sich hier die regionalpolitischen Stra-
tegien von komplexen übergeordneten Leitbil-
dern hin zu operationalisierbaren Projekten vor
Ort.
Letztendlich führen unterschiedliche admi-
nistrative Ebenen der Regionalpolitik mitunter
auch zu unterschiedlichen Vorstellungen und
unterschiedlicher Prioritätensetzung. Regional-
entwicklung ist somit nicht nur Querschnitts-
materie über Teildisziplinen hinweg, sondern
auch innerhalb der Disziplin höchst ausdifferen-
ziert je nach Rahmen und Ausgangsinteresse.
Je nach Perspektive und Verantwortungsbereich
wird dann auch der Faktor des Erfolgs bemes-
sen.
Festzuhalten bleibt, dass eine Optimierung
von Regionalentwicklung nur durch eine stän-
dige Abstimmung der unterschiedlichen admi-
nistrativen Ebenen zu erzielen ist (Heintel 2001).
Koordination von und reflexive Auseinander-
setzung mit differenzierten Perspektiven und
Interessen sind dabei notwendig, eine Har-
monisierung (Angleichung) unterschiedlicher
Kommunikationsebenen Voraussetzung. Die
Schwierigkeit liegt demnach darin, Perspekti-
ven der Regionalentwicklung von Europäischer
Union, staatlicher Ebene und landes- und
gemeindepolitischer Verantwortung miteinander
zu verzahnen. Dazu bedarf es klarer Positionen
jeder Verantwortungsebene, um hier Beziehun-
gen überhaupt zu ermöglichen. Transnationale
Raumplanung von Seiten der Europäischen
Union (z.B. EUREK) und lokale Politiken in
Länderkompetenz schaffen hier nicht selten
unterschiedliche Diskursebenen und Vorstellun-
gen über Steuerungen der regionalen Ebene.
Regionalpolitik ist jedenfalls mehr als reine
Wirtschaftsförderung und -entwicklung. Regio-
nalpolitik ist Maßnahme und Strategie, starren
regionalen Strukturen Handlungsalternativen
beiseite zu stellen. Die Erhöhung des jeweili-
gen räumlichen Aktionsradius kann als eine
wesentliche Zielsetzung für die Zukunft formu-
liert werden. Regionalpolitik ist ein Mittel wi-
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der die Selbstreproduktionshypothese (Anpas-
sungs- und Konservierungsstrategie), indem
jede Region nur das hervorbringt, was bereits
besteht. Die Wirksamkeit von Regional-
entwicklung vor Ort wird erhöht durch das Zu-
sammenspiel der angeführten Aktionsebenen.
Dieses Zusammenspiel ist sowohl formell (z.B.
Förderabwicklung von EU-Programmen) als
auch informell (Absprachen über regionale
Entwicklungsszenarien) begründet.
Regionalpolitik wird gesichert durch Kopp-
lung und Vernetzung von AkteurInnen und Pro-
jekten im regionalen, aber auch überregionalen
Kontext. Gerade das notwendige Zusammen-
wirken der zitierten inhaltlichen und organisa-
torischen Ebenen kann historisch als defizitär
und auch gegenwärtig noch als verbesserungs-
würdig bezeichnet werden. Traditionelle Pla-
nung war in diesen inhaltlichen Bereichen bisher
sehr stark sektoral (Lobbyismus, Standes-
vertretungspolitik, Binnensicht) ausgerichtet.
Dennoch ist ein Trend zu sektorenüber-
greifendem Arbeiten nicht nur in der ländlichen
Entwicklungsplanung merkbar. Die zunehmen-
de (vereinheitlichte) Organisation von Regional-
förderungsstrukturen in der Europäischen Uni-
on (Zielgebiete, Gemeinschaftsinitiativen) und
die Vorbeitrittshilfen für die neuen EU-Mit-
gliedsstaaten sind mitverantwortlich für die Zu-
nahme einer professionellen Organisation von
Regionalentwicklung auf einem sehr hohen
Verwaltungsniveau. Das Ziel der mehr oder
weniger flächendeckenden Institutionalisierung
der Regionalentwicklung in vielen EU-
Mitgliedsländern und MOEL kann als neuer
qualitativer Schritt der Regionalpolitik angese-
hen werden.
Folgende Inhalte werden voraussichtlich
zukünftig im Rahmen regionalpolitischer Inter-
ventionen für Österreich von (noch) stärkerer
Bedeutung werden:
 EU-Instrumentarium (gemeinsame europä-
ische Regionalpolitik),
 Interaktion im politischen Mehrebenen-
system (regionale Institutionen, Gemeinden,
Länder, Bund, Europäische Union),
 verstärkte Integration in internationale
Projektkontexte (z.B. Alpenkonvention,
Natura 2000, REGIONALP, INTERREG
etc.),
 Forcierung der Verschränkung der formel-
len Planung mit neu geschaffenen Instituti-
onen und Aufbau neuer Schnittstellen,
 gesetzmäßige Stärkung der regionalen Ebe-
ne (Aufwertung neuer Verflechtungs-
kontexte und transnationaler Interaktions-
räume),
 fortschreitende Institutionalisierung und
weitere Integration in Kooperations-
verbünde mit v.a. bereits bestehenden Insti-
tutionen und AkteurInnenkonstellationen,
 Forcierung kommunikativer Kenntnisse,
Grundkenntnisse anderer Sprachen und ver-
schiedener regionaler Kulturen im Sinne der
Internationalisierung und Integration in neue
Arbeitszusammenhänge im Rahmen der Er-
weiterung der Europäischen Union,
 Aufbau effizienter Transfersysteme im Kon-
text der EU-Erweiterung (Strukturbildung,
Know-how-Transfer etc.),
 transnationale Politik in grenzüberschreiten-
den Verflechtungsregionen (z.B. Sonder-
regelungen, Übergangsfristen, bilaterale ge-
setzlich fixierte Abkommen, PartnerInnen-
schaften).
Die Ausweitung der räumlichen Handlungs-
ebene ist Kennzeichen im Veränderungsprozess
regionalpolitischer Interventionen. War zu Be-
ginn der Idee einer eigenständigen Regional-
entwicklung oder der Sanierung alter Industrie-
gebiete der räumliche Aktionsradius meist auf
das unmittelbare Umfeld beschränkt, so gilt es
heute, die Vermittlungsebene zwischen den
Gemeinden der eigenen Region und zu ande-
ren relevanten Bezugsräumen wahrzunehmen.
Regionalpolitik bedeutet nicht zuletzt auch
interinstitutionelle Kooperation über den bis-
herigen Handlungskontext hinaus, ganz im Sin-
ne der zukünftigen Wettbewerbsfähigkeit der
jeweiligen Regionen. Regionalpolitik bedeutet
daher, noch viel mehr als bisher von einem (en-
gen) Regionsbezug zu einer globalen Sicht-
weise (vernetzter Kooperationsstruktur) zu
wechseln.
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ANMERKUNGEN
1 Anm.: Eine ausführliche Diskussion zu den unter-
schiedlichen Entwicklungsansätzen: Heintel 1998;
Holzinger et al. 1998; Maier/Tödtling 1995.
2 Vgl. LEADER plus: http://www.rural-europe.aeidl.
be/rural-en/plus.htm.
3 Anm.: Beispiel hierfür wäre: Regionswettbewerb
Kulturlandschaft (vgl.: BMWV 1998).
4 Vgl. http://www.innoregio.de/.
5 Vgl. http://www.zukunftsregionen.de/.
6 Vgl. http://www.bmbf.de/563_1492.html.
7 Vgl. http://www.land-noe.at/.
8 Vgl. http://www.dorf-stadterneuerung.at/verband/
index_verband.htm.
9 Vgl.: Euregioforum: http://www.euregioforum.at/.
10 Anm.: Folgende Definition des Bundeskanzleram-
tes der Republik Österreich (Abt. IV/4) weist auf
die Unschärfe und Uneinheitlichkeit der zitierten
Begriffe hin. Raumordnung, Raumplanung, Raum-
entwicklungspolitik, Regionalpolitik sind öffentli-
che Aufgaben, die rechtlich und fachlich nicht  oder
nicht eindeutig  definiert sind. Sie wurden und
werden daher zu verschiedenen Zeiten, in verschie-
denen Staaten und von verschiedenen Personen un-
terschiedlich interpretiert. Allen Interpretationen
gemeinsam ist das Verständnis, dass es sich dabei
um sogenannte Querschnittsaufgaben handelt,
welche darauf abzielen, verschiedene gesellschaft-
liche Aktivitäten und die darauf orientierten Fach-
politiken (Wohnungs-, Wirtschafts-, Verkehrs-, So-
zial-, Umwelt-, Bildungs-, Kulturpolitik etc.), die
sich auf ein und dasselbe Gebiet (Raum, Regi-
on) beziehen, bestmöglich aufeinander abzustim-
men. Bestmöglich heißt, dass damit eine (wirt-
schaftlich, ökologisch oder ästhetisch) als wün-
schenswert angesehene Ordnung und/oder eine als
positiv angesehene (wirtschaftlich, gesellschaftliche)
Veränderung (Entwicklung) erreicht wird (http:/
/www.bka.gv.at/bka/regionalpolitik/koordination.
html, S. 1).
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